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1. Vertragsschluss / Lieferbeginn 

1.1 Das Angebot der SWLi in Prospekten, Anzeigen, Formula-
ren etc. ist freibleibend. Maßgeblich sind die bei Vertrags-
schluss geltenden Preise. 
1.2 Der Vertrag kommt durch Bestätigung der SWLi in Text-
form unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zu-
stande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass 
alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündi-
gung des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Eine 
Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des 
Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei 
denn, der Kunde fordert die SWLi hierzu ausdrücklich auf. 
1.3 Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält 
der Kunde unter Telefonnummer +49 (0) 8382.704.704 oder 
im Internet unter www.sw-lindau.de 
 
2. Umfang und Durchführung der Lieferung / 
Befreiung der Leistungspflicht 

2.1 Die SWLi liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an 
elektrischer Energie an seine vertraglich benannte Entnah-
mestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netz-
anschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Markt-
lokations-ID energiewirtschaftlich identifiziert wird. 
2.2 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in 
der Elektrizitätsversorgung ist die SWLi, soweit es sich um 
Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, von ihrer Leistungspflicht befreit. 
Zu den möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den Netz-
betreiber vgl. Ziffer 9.  
2.3 Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten 
durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss 
haben und deren Abwendung mit einem angemessenen 
technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht 
werden kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Natur-
katastrophen, Krieg, Arbeitskampfmaßnahmen, hoheitliche 
Anordnungen), wesentlich erschwert oder unmöglich ge-
macht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungs-
pflichten befreit, solange diese Umstände und deren Folgen 
nicht endgültig beseitigt sind. 
2.4 Die SWLi ist weiter von ihrer Leistungspflicht befreit, so-
weit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss 
und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetrei-
ber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbro-
chen hat. Schadensersatzansprüche des Kunden gegen die 
SWLi bleiben für den Fall unberührt, dass die SWLI an der Un-
terbrechung ein Verschulden trifft.  
2.5 Der Kunde wird die elektrische Energie lediglich zur eige-
nen Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist un-
zulässig. 
 
3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrech-

nung / Anteilige Preisberechnung  

3.1 Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messein-
richtungen des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. 
Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellen-
betreiber, der SWLi oder auf Verlangen der SWLi oder des 
Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. 
Verlangt die SWLi eine Selbstablesung des Kunden, fordert 
die SWLi den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der 
Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, an-
lässlich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines 
berechtigten Interesses der SWLi an einer Überprüfung der 
Ablesung. Der Kunde kann einer Selbstablesung widerspre-
chen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Nimmt der Kunde 
eine rechtzeitig angekündigte Selbstablesung nicht oder ver-
spätet vor oder sind aus anderen Gründen keine plausiblen 
Messwerte verfügbar, so können die SWLi den Verbrauch auf 
der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukun-
den nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils un-
ter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Ver-
hältnisse schätzen.  
3.2 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit 
einem Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellenbe-
treibers, des Netzbetreibers oder des Lieferanten den Zutritt 
zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, 
soweit dies zur Ermittlung der preislichen Bemessungsgrund-
lagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen erforderlich 
ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kun-
den oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfol-
gen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungs-
termin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. 

Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrich-
tungen zugänglich sind. Wenn der Kunde den Zutritt unbe-
rechtigt verweigert oder behindert, stellt die SWLi dem Kun-
den die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 
15 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-
nungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht 
übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, 
solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich gerin-
ger als die Höhe der Pauschale. 
3.3 Die SWLi kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlun-
gen verlangen. Die SWLi berechnet diese auf der Grundlage 
der Abrechnung der vorangegangenen 12 Monate oder, so-
fern eine solche Berechnung nicht möglich ist, nach dem 
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht 
der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, 
ist dies angemessen zu berücksichtigen. Ist die Messstelle des 
Kunden mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet, ist 
die SWLi berechtigt, anstelle der Erhebung von Abschlagszah-
lungen, monatlich bis zum 15. des auf einen Liefermonat fol-
genden Kalendermonats, die Entgelte nach diesem Vertrag 
für die im Vormonat gelieferte elektrische Energie abzurech-
nen. 
3.4 Zum Ende jedes von den SWLi festgelegten Abrechnungs-
zeitraumes, der 12 Monate nicht wesentlich überschreitet, 
und zum Ende des Lieferverhältnisses wird von der SWLi eine 
Abrechnung erstellt, in welcher der tatsächliche Umfang der 
Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abge-
rechnet wird. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszah-
lungen von der Abrechnung der tatsächlichen Belieferung, so 
wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüg-
lich erstattet bzw. nachentrichtet, spätestens aber mit der 
nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Der Kunde hat – ab-
weichend von Satz 1 – das Recht, eine kostenpflichtige mo-
natliche, vierteljährliche oder halbjährliche Abrechnung zu 
wählen, die auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung 
mit der SWLi erfolgt. Bei einer monatlichen Abrechnung ent-
fällt das Recht der SWLi nach Ziffer 3.3 Satz 1.  
3.5 Der Kunde kann jederzeit von der SWLi verlangen, eine 
Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahme-
stelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 
Prüfstelle im Sinne von § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgeset-
zes zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem 
Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden. 
3.6 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine 
Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen 
oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages 
festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grund-
lage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig 
berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrich-
tet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. An-
sprüche nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des 
Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei 
denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch 
auf längstens drei Jahre beschränkt.  
3.7 Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrech-
nungszeitraums, so rechnet die SWLi geänderte verbrauchs-
unabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Ab-
rechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestand-
teile wird die nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des 
Kunden im Abrechnungszeitraum auf Grundlage einer Schät-
zung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf den Zeitraum 
vor und nach der Preisänderung aufgeteilt, wobei jahreszeit-
liche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage vergleich-
barer Erfahrungswerte angemessen zu berücksichtigen sind. 
Die nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen 
können entsprechend angepasst werden. 

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug   
Zahlungsverweigerung / Aufrechnung 

4.1 Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zu-
gang der Rechnung, Abschläge am 1. Werktag des Kalender-
monats, der auf den Lieferzeitraum folgt, für den der Ab-
schlag bestimmt ist, fällig und ohne Abzug im Wege des Last-
schriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder Überweisung 
(auch durch Barüberweisung) zu zahlen. SWLi ist berechtigt, 
Zahlungen Dritter abzulehnen. 
4.2 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann die SWLi 
angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer Forde-
rung ergreifen; fordert die SWLi erneut zur Zahlung auf oder 

lässt die SWLi den Betrag durch einen Beauftragten einzie-
hen, stellt die SWLi dem Kunden die dadurch entstandenen 
Kosten pauschal gemäß Ziffer 15 in Rechnung. Auf Verlangen 
des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die 
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein 
und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu er-
wartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zu-
dem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht ent-
standen oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale.  
4.3 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungs-
aufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,  
4.3.1 sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch 
ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der 
vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeit-
raum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrich-
tung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die 
ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt 
ist, 
oder 
4.3.2 sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernst-
hafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. 
bei falschen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, 
ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit au-
ßerhalb der Plausibilität liegenden Verbrauchsmengen, auch 
wenn eine Nachprüfung der Messeinrichtung deren ord-
nungsgemäße Funktion bestätigt hat. Rechte des Kunden 
nach § 315 BGB bleiben von Ziffer 4.3 unberührt. 
4.4 Gegen Ansprüche der SWLi kann nur mit unbestrittenen 
oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufge-
rechnet werden. Dies gilt nicht für Forderungen des Kunden, 
die im Rahmen des Rückabwicklungsverhältnisses nach Wi-
derruf des Vertrags entstehen, sowie für Ansprüche des Kun-
den aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung  
oder mangelhafter Erfüllung der Lieferpflicht. 
 
5. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung (Ziffern 5.3 bis 5.7 
gelten nicht für private Letztverbraucher) 

5.1 Die SWLi kann vom Kunden eine monatliche Vorauszah-
lung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit 
einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe 
in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von 
zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in 
sonstigen begründeten Fällen. Bei Verlangen einer Voraus-
zahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für 
die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Weg-
fall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt die 
SWLi nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Voraus-
zahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der 
Vorauszahlung wird aus dem durchschnittlichen monatlichen 
Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und 
dem aktuellen Vertragspreis bzw. – wenn kein vorhergehen-
der Abrechnungszeitraum besteht – aus dem durchschnittli-
chen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und 
dem aktuellen Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde 
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies 
angemessen zu berücksichtigen. Die Vorauszahlung wird mit 
der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leis-
tenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungs-
beträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der 
Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu 
viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet 
bzw. nachentrichtet . 
5.2 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann die SWLi 
beim Kunden ein Vorkassensystem (z. B. Bargeld- oder Chip-
kartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstel-
lenbetreiber damit beauftragen.  
5.3 Anstelle einer Vorauszahlung kann die SWLi eine Sicher-
heitsleistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefer-
monaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zah-
lungen verlangen. Sofern die Parteien nichts anderes verein-
baren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer 
unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürg-
schaft einer europäischen Bank. Die sich verbürgende Bank 
muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder 
ein gleichwertiges Rating einer anderen international aner-
kannten Rating-Agentur aufweisen. 
5.4 Die SWLi kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald 
der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. 
Die SWLi wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, 
in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsver-
pflichtungen erforderlich ist. 
5.5 Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.4 wird die 
SWLi dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es 
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sei denn nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund 
zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu 
spät erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den 
Kunden ein Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigstens 
eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen Monat. 
5.6 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit 
ihre Voraussetzungen weggefallen sind. 
5.7 Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der 
Belieferung sowie zur Kündigung in Ziffer 8 bleiben unbe-
rührt. 
 
6. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige ho-
heitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billi-

gem Ermessen 

6.1 Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den 
Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.6 zusammen. 
6.2 Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchs-
abhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten 
Preisblatt ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage 
der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in 
diesem Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten 
für Energiebeschaffung und Vertrieb, die Kosten für Mess-
stellenbetrieb – soweit diese Kosten den SWLi vom Messstel-
lenbetreiber in Rechnung gestellt werden –, das an den Netz-
betreiber abzuführende Netzentgelt sowie die Konzessions-
abgaben. SWLi ist berechtigt, mit grundzuständigen Mess-
stellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrechnung der Ent-
gelte für den Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsys-
temen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wonach 
der grundzuständiger Messstellenbetreiber gegenüber SWLi 
abrechnet, soweit SWLi sicherstellt, dass eine zusätzliche In-
anspruchnahme des Kunden für diese Entgelte durch den 
grundzuständigen Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist. 
6.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie fol-
gende Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.1 bis 6.3.5 und 
6.6, deren bei Vertragsschluss geltende Höhe im beigefügten 
Preisblatt angegeben ist. Die für das jeweils folgende Kalen-
derjahr geltende Höhe der Preisbestandteile nach den Ziffern 
6.3.1 und 6.3.4 werden bis zum 15.10. eines Kalenderjahres, 
diejenige der Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.2, 6.3.3 
und 6.3.5 bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Über-
tragungsnetzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: 
www.netztransparenz.de). Im Einzelnen: 
6.3.1 Die von der SWLi an den zuständigen Übertragungs-
netzbetreiber zu zahlende EEG-Umlage nach § 60 Abs. 1 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) i. V. m. der Erneuerba-
re-Energien-Verordnung (EEV) in der jeweils geltenden Hö-
he. Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die 
den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der 
gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energiequellen entstehen.  
6.3.2 Die vom zuständigen Netzbetreiber von der SWLi auf-
grund der Netznutzung zur Belieferung des Kunden erhobe-
nen Aufschläge nach Maßgabe des Gesetzes für die Erhal-
tung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung (Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz – KWKG) – derzeit 
gemäß § 26 KWKG – in der jeweils geltenden Höhe (KWK-Um-
lage). Mit den KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die 
den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der 
gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung 
aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie 
zur Förderung des Ausbaus von Wärme- und Kältenetzen ent-
stehen.  
6.3.3 Die vom zuständigen Netzbetreiber von der SWLi erho-
bene Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV (§ 19-StromNEV-
Umlage), die aufgrund der Netznutzung zur Belieferung des 
Kunden anfällt, in der jeweils geltenden Höhe. Mit der § 19-
StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den 
Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entste-
hen, nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die 
diesen entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit 
atypischem Verbrauchsverhalten oder besonders hohem 
Stromverbrauch nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netz-
entgelte anbieten müssen.  
6.3.4 Die von der SWLi an den zuständigen Netzbetreiber zu 
zahlende sog. Offshore-Netzumlage nach § 17f Abs. 5 EnWG, 
die aufgrund der Netznutzung zur Belieferung des Kunden 
anfällt, in der jeweils geltenden Höhe. Die Offshore-Netzum-
lage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetz-
betreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe 
von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-
Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder Verzöge-
rungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen sowie 

unter anderem auch Offshore-Anbindungskosten nach § 17d 
Abs. 1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG sowie die Kosten 
nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EnWG und des Flächenentwick-
lungsplans nach § 5 des Windenergie-auf-See Gesetzes.  
6.3.5 Die von der SWLi an den zuständigen Netzbetreiber auf-
grund § 18 Abs. 1 der Verordnung zu abschaltbaren Lasten 
(AbLaV) zu zahlende Umlage (abLa-Umlage), die aufgrund der 
Netznutzung zur Belieferung des Kunden anfällt, in der je-
weils geltenden Höhe. Die abLa-Umlage gleicht Kosten aus, 
die den Übertragungsnetzbetreibern durch Zahlungen an Be-
treiber bestimmter Anlagen zum Verbrauch elektrischer 
Energie entstehen, deren Leistung auf Anforderung der Über-
tragungsnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung der Netz- und 
Systemstabilität reduziert werden kann.  
6.4 Ist eine Umlage nach Ziffern 6.3.1 bis 6.3.5 sowie eine 
Steuer nach 6.6 negativ, reduziert sich das für die gelieferte 
Energie zu zahlende Entgelt in entsprechender Höhe. 
6.5 Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer 
Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2, 
6.3 und 6.6 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, 
erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hie-
raus entstehenden Mehrkosten in der jeweils geltenden 
Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die 
Verteilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss mit 
einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belas-
tung (d. h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese 
unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem 
Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der 
jeweils geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattun-
gen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu einer entsprechen-
den Entgeltreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt 
nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres 
Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar 
waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterbe-
rechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die 
Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der 
gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. 
B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden kön-
nen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der 
Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine sol-
che Weiterberechnung spätestens sechs Wochen vor dem 
geplanten Wirksamwerden in Textform informiert. In diesem 
Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Weiterberechnung zu kündigen. 
6.6 Das Entgelt nach Ziffer 6.2 erhöht sich um die Strom-
steuer in der jeweils geltenden Höhe (gesetzlicher Regelsatz 
nach § 3 StromStG). Die derzeitige Höhe der Stromsteuer ist 
im beifügten Preisblatt angegeben. Zusätzlich fällt auf das 
nach Satz 1 erhöhte Entgelt und die gesondert nach Ziffer 6.3 
an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile 
(EEG-Umlage, KWK-Umlage, § 19-StromNEV-Umlage, Offs-
hore-Netzumlage und die abLa-Umlage) sowie etwaige zu-
künftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte 
Belastungen nach Ziffer 6.5 die Umsatzsteuer in der jeweils 
geltenden Höhe an (gesetzlicher Regelsatz nach § 12 Abs. 1 
UStG derzeit: 19 %). 
6.7 Die SWLi teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe ei-
nes nach Ziffer 6.3, 6.5 und 6.6 zu zahlenden Preisbestand-
teils auf Anfrage mit. 
6.8 Die SWLi ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeits-
preis nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen die gesondert in der je-
weils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen Preis-
bestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.6 sowie etwaige zukünf-
tige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Be-
lastungen nach Ziffer 6.5 – durch einseitige Leistungsbestim-
mung nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen 
(Erhöhungen oder Ermäßigungen). Anlass für eine solche 
Preisanpassung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziffer 
6.2 genannten Kosten. Die SWLi überwacht fortlaufend die 
Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer Preisanpassung 
ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der je-
weils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 
bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 
6.8 erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des ge-
planten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung be-
schränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei 
jeder Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Die einseitige 
Leistungsbestimmung der SWLi nach billigem Ermessen be-
zieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisan-
passung; diese sind so zu wählen, dass Kostensenkungen 
nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rech-
nung getragen werden als Kostenerhöhungen, also Kosten-
senkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam 

werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 
Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens 
der SWLi gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen von 
Grund- und Arbeitspreis nach dieser Ziffer 6.8 sind nur zum 
Monatsersten möglich. Preisanpassungen werden nur wirk-
sam, wenn die SWLi dem Kunden die Änderungen spätestens 
sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in Text-
form mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu kündigen. Hie-
rauf wird der Kunde von SWLi in der Mitteilung gesondert 
hingewiesen. 
 

7. Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen 

Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beru-
hen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, 
StromNZV, MsbG, höchstrichterliche Rechtsprechung, Ent-
scheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äqui-
valenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorher-
sehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rah-
menbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern 
deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwi-
schen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfah-
rens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die die SWLi 
nicht veranlasst und auf die sie auch keinen Einfluss hat, in 
nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann 
nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder diesen Bedin-
gungen entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkei-
ten bei der Durchführung des Vertrages entstehen lassen 
(etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam 
erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu be-
seitigen sind. In solchen Fällen ist die SWLi verpflichtet, den 
Vertrag und diese Bedingungen – mit Ausnahme der Preise – 
unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu ergänzen, als 
es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von 
Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstan-
dener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchfüh-
rung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. man-
gels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen 
des Vertrages und dieser Bedingungen nach dieser Ziffer sind 
nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur 
wirksam, wenn die SWLi dem Kunden die Anpassung spätes-
tens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in 
Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu 
kündigen. Hierauf wird der Kunde von der SWLi in der Mittei-
lung gesondert hingewiesen. 

8. Einstellung und Unterbrechung der Lieferung / Fristlose 
Kündigung / Sonderkündigungsrecht bei Einbau intelligen-
tes Messsystem (Ziffer 8.5 bis 8.7 gelten nicht für private 
Letztverbraucher) 

8.1 Die SWLi sind berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen 
und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetrei-
ber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht uner-
heblichem Maße schuldhaft Strom unter Umgehung, Beein-
flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen ver-
wendet („Stromdiebstahl“) und die Unterbrechung zur Ver-
hinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme 
erforderlich ist. 
8.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden ab einem Betrag von min-
destens € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten ist die 
SWLi ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die 
Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber un-
terbrechen zu lassen. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, 
gilt dies nur, sofern der Kunde mit einem Betrag im Zahlungs-
verzug ist, der die Sicherheitsleistung um mindestens € 
100,00 übersteigt. Bei der Berechnung des Mindestbetrages 
bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der 
Kunde schlüssig beanstandet hat, oder die wegen einer Ver-
einbarung zwischen SWLi und Kunden noch nicht fällig sind, 
oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig ent-
schiedenen Preiserhöhung der SWLi resultieren. Die Unter-
brechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung 
außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen  
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, 
dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. 
Dem Kunden wird die Unterbrechung spätestens vier Wo-
chen vorher angedroht und die Beauftragung des Netzbetrei-
bers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung drei 
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Werktage vorher unter Angabe des Zeitpunkts der Auf-
tragserteilung angekündigt. Die SWLi wird den Netzbetreiber 
zu dem in der Ankündigung genannten Zeitpunkt beauftra-
gen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der Netz-
betreiber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznut-
zungsvertrages Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der 
Kunde wird die SWLi auf etwaige Besonderheiten, die einer 
Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich hin-
weisen. 
8.3 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstel-
lung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Die SWLi 
stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pau-
schal gemäß Ziffer 15 in Rechnung. Auf Verlangen des Kun-
den ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pau-
schale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und 
darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten-
den Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der 
Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden  
oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. Die Be-
lieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die 
Gründe für die Unterbrechung entfallen und die Kosten der 
Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern 
keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkür-
zung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Ein-
zugsermächtigung unbenommen, die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung unverzüglich mittels Überwei-
sung zu zahlen.   
8.4 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. 
SWLi muss den Kunden unverzüglich beim zuständigen Ver-
teilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des 
Kunden im Falle einer außerordentlichen Kündigung der 
SWLi trotz der Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen 
des Netzbetreibers, Prozessfristen der GPKE) über den Zeit-
punkt der Vertragsbeendigung hinaus der SWLi bilanziell zu-
geordnet werden, ohne dass die SWLi dafür einen Ausgleich 
erhält (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermengenab-
rechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde für diese 
fortwährende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines 
Stromdiebstahls nach Ziffer 8.1 oder im Fall eines Zahlungs-
verzuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 8.2 Satz 1 bis 
3. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die Kündigung 
mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen; die Kündi-
gung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündi-
gung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs ste-
hen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht be-
steht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach-
kommt. 
8.5 Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvoll-
streckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der an-
deren Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens 
eingeleitet wurde. 
8.6 Für die SWLi liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, 
wenn der Kunde ganz oder teilweise eine geschuldete Vo-
rauszahlung und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet 
und seiner Pflicht nicht innerhalb einer von SWLi daraufhin 
gesetzten Frist von zwei Wochen nachkommt. Die Fristset-
zung erfolgt in einer weiteren Zahlungsaufforderung der 
SWLi mit Kündigungsandrohung. 
8.7 Darüber hinaus ist die SWLi berechtigt, diesen Vertrag bei 
Vorliegen einer den Kunden betreffenden negativen Aus-
kunft der SCHUFA oder der Creditreform insbesondere zu fol-
genden Punkten außerordentlich zu kündigen: erfolglose 
Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfändung, eidesstattliche 
Versicherung zum Vermögen, Restschuldbefreiung. 
8.8 SWLi ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 1 
des Auftragsformulars, bei einem bevorstehenden Erstein-
bau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von zwei 
Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus zu 
kündigen. Die SWLi wird dem Kunden in diesem Fall mit der 
Kündigung ein Angebot für den Abschluss eines neuen 
Stromliefervertrages unterbreiten. 
 
9. Haftung 
 
9.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder 
bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung sind, 
soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes 
einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem 
Netzbetreiber geltend zu machen (§ 18 NAV). 
9.2 Die SWLi wird unverzüglich über die mit der Schadensver-
ursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, 

wenn sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise 
aufgeklärt werden können und der Kunde dies wünscht. 
9.3 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Par-
teien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für 
schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der 
Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit her-
beigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder der 
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. 
solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
trauen darf (sog. Kardinalpflichten). 
9.4 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 
welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, 
beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haf-
tende Partei bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge 
der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Be-
rücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen 
musste, hätte voraussehen müssen. Gleiches gilt bei grob 
fahrlässigem Verhalten einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht 
leitende Angestellte) außerhalb des Bereichs der wesentli-
chen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Körper- oder Ge-
sundheitsschäden. 
9.5 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben 
unberührt. 

10. Umzug / Übertragung des Vertrags 

10.1 Der Kunde ist verpflichtet, der SWLi jeden Umzug unver-
züglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen An-
schrift und der neuen Stromzählernummer in Textform mitzu-
teilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 
Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um der SWLi eine 
rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu er-
möglichen. 
10.2 Die SWLi wird den Kunden – sofern kein Fall nach Ziffer 
10.3 vorliegt – an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage die-
ses Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt 
des Einzuges setzt voraus, dass der Kunde der SWLi das Um-
zugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.  
10.3 Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum 
Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, 
wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetrei-
bers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. 
10.4 Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus 
Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird der SWLi die 
Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde 
verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah-
mestelle, für die die SWLi gegenüber dem örtlichen Netzbetrei-
ber einstehen muss und für die sie von keinem anderen Kun-
den eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen 
des Vertrages zu vergüten. Die Pflicht der SWLi zur unverzügli-
chen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprü-
che der SWLi auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder 
verspätet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle 
bleiben unberührt.  
10.5 Die SWLi ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirt-
schaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Über-
tragung nach Satz 1 ist dem Kunden spätestens sechs Wochen 
vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses Zeit-
punkts mitzuteilen. Im Falle einer Übertragung  hat der Kunde 
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kün-
digen. Hierauf wird der Kunde von den SWLi in der Mitteilung 
gesondert hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forde-
rungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnach-
folge, insbesondere bei Übertragungen im Sinne des Umwand-
lungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 10.5 unberührt. 
 
11. Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
/ Widerspruchsrecht / Wechselseitige Übernahme von Infor-
mationspflichten gegenüber sonstigen betroffenen Personen 

11.1 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) für die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Lindau GmbH & Co. 
KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 
82.704.704, E-Mail: kundenservice@sw-lindau.de, www.sw-
lindau.de. 
11.2 Der/Die Datenschutzbeauftragte der SWLi steht Ihnen für 
Fragen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten un-
ter: Datenschutzbeauftragter der Stadtwerke Lindau GmbH & 

Co. KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 
82.704.0, E-Mail: datenschutz@sw-lindau.de, zur Verfügung. 
11.3  Die SWLi verarbeitet folgende Kategorien personenbezo-
gener Daten ihrer Kunden: Kontaktdaten des Kunden (z. B. Fa-
milien- und Vorname, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnum-
mer, Kundennummer, ggf. Firma, ggf. Registergericht- und-
nummer, ggf. Vertragskontonummer), Daten zur Verbrauchs-
stelle (z. B. Zählernummer, Identifikationsnummer der Markt-
lokation), Verbrauchsdaten, Angaben zum Belieferungszeit-
raum (z. B. Datum des Lieferbeginns), Abrechnungsdaten (z. B. 
Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungsverhalten sowie 
ggf. das Geburtsdatum sowie sonstige Daten, die der Kunde im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung zur Verfügung gestellt hat, 
wie beispielsweise Anfragen zur Angebotserstellung sowie Da-
ten, die die SWLi aus anderen Quellen zulässigerweise erhalten 
hat, wie beispielsweise Daten von der Post oder Daten von Ein-
wohnermeldeämtern zur Adressermittlung im Falle von Post-
rückläufern oder Umzügen. Die SWLi verarbeitet folgende Ka-
tegorien personenbezogener Daten von Mitarbeitern, Dienst-
leistern oder Erfüllungsgehilfen ihrer Kunden: Kontaktdaten (z. 
B. Familien- und Vorname, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) 
und Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing., Lei-
ter Vertrieb). 
11.4 Die SWLi verarbeitet die personenbezogenen Daten zu 
den folgenden Zwecken und auf folgenden Rechtsgrundlagen: 
a) Erfüllung des Energielieferverhältnisses mit unserem Kun-
den und diesbezügliche Durchführung vorvertraglicher Maß-
nahmen auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. 
b) Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. aus dem Mess-
stellenbetriebsgesetz sowie wegen handels- oder steuerrecht-
licher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 
c) Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse 
liegen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsgesetz) auf Grund-
lage von Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO. 
d) Direktwerbung und Marktforschung betreffend unseren 
Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO. Verar-
beitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen 
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen 
der SWLi oder Dritter erforderlich ist und nicht die Interessen 
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Per-
son, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, über-
wiegen. 
e) Telefonwerbung betreffend unsere privaten Kunden (keine 
Gewerbetreibenden) auf Grundlage einer ausdrücklichen Ein-
willigung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS-GVO. Eine Einwilligung 
zur Telefonwerbung können Sie jederzeit gegenüber der SWLi 
(Kontaktdaten unter 11.1. widerrufen. Der Widerruf der Einwil-
ligung erfolgt für die Zukunft und berührt nicht die Rechtmä-
ßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung. 
f) Bewertung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden zur Mini-
mierung von Ausfallrisiken sowie Mitteilung von Anhaltspunk-
ten zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden durch 
die Auskunfteien [on-collect solutions AG, Karlstraße 3, 89073 
Ulm und/oder Verein Creditreform Kempten/Allgäu, Fürsten-
straße 1, 87439 Kempten/Allgäu] auf Grundlage von Art. 6 Abs. 
1 lit. b) und f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 
6 Abs. 1 lit. f DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wah-
rung berechtigter Interessen der SWLi oder Dritter erforderlich 
ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfrei-
heiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezo-
gener Daten erfordern, überwiegen. In diesem Zusammenhang 
werden der Auskunftei zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit 
personenbezogene Daten zur Identifikation unseres Kunden 
(Namen, Anschrift und ggf. Geburtsdatum) sowie Daten über 
nicht vertragsgemäßes oder betrügerisches Verhalten über-
mittelt. Der Datenaustausch mit der Auskunftei dient auch der 
Erfüllung gesetzlicher Pflichten zur Durchführung von Kredit-
würdigkeitsprüfungen von Kunden (§§ 505a und 506 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches). Die Auskunftei verarbeitet die erhal-
tenen Daten und verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbil-
dung (Scoring) um Dritten Informationen zur Beurteilung der 
Kreditwürdigkeit unseres Kunden zu geben. In die Berechnung 
der Kreditwürdigkeit fließen unter anderem die Anschriftenda-
ten unseres Kunden ein.  
11.5 Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbezo-
genen Daten erfolgt – soweit im Rahmen der unter Ziffer 11.4 
genannten Zwecke jeweils erforderlich – ausschließlich gegen-
über folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern: 
Messstellenbetreiber,  Bilanzkreisverantwortliche, Netzbetrei-
ber, Übertragungsnetzbetreiber, Software- bzw. IT-Dienstleis-
ter, Druckdienstleister, Marketingdienstleister, Energiedienst-
leister, Callcenter, Marktforschungsinstitute, Logistik- und 
Postdienstleister, Kreditinstitute und Zahlungsdienstleister, 
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Wirtschaftsauskunfteien, Inkassounternehmen, Rechtsan-
wälte, Marktkommunikationspartner, Akten- und Datenträger-
entsorgungsunternehmen sowie anderen Berechtigten (z.B. 
Behörden oder Gerichte) bei Vorliegen einer entsprechenden 
gesetzlichen Verpflichtung oder Berechtigung. Innerhalb des 
Unternehmens SWLi erfolgt eine Weitergabe der Daten des 
Kunden nur an die Bereiche/Abteilungen der SWLi und deren 
Gesellschaften, die diese zur Erfüllung der vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten oder zur Erfüllung ihrer jeweiligen Auf-
gaben benötigen (z.B. Kundenbetreuung, Forderungsmanage-
ment, IT, Vertrieb und Marketing). 
11.6 Die SWLi verarbeitet personenbezogene Daten, die sie im 
Rahmen des Energielieferverhältnisses von Ihnen erhält. Die 
SWLi verarbeitet auch personenbezogene Daten, die sie aus öf-
fentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus Grundbüchern, Han-
delsregistern, und dem Internet zulässigerweise gewinnen 
durfte. Außerdem verarbeitet die SWLi personenbezogene Da-
ten, die sie zulässigerweise von Unternehmen innerhalb ihres 
Konzerns oder von Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhält. 
11.7 Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an oder 
in Drittländer oder an internat. Organisationen erfolgt nicht. 
11.8 Personenbezogene Daten werden zu den unter Ziffer 11.4 
genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies für die Erfül-
lung dieser Zwecke erforderlich ist. Bestehen gesetzliche Auf-
bewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und 
Steuerrecht (§§ 147 AO, 257 HGB), sind die SWLi verpflichtet, 
die Daten bis zum Ablauf dieser Fristen zu speichern. Zum Zwe-
cke der Direktwerbung und der Marktforschung werden Ihre 
personenbezogenen Daten solange gespeichert, wie ein über-
wiegendes rechtliches Interesse der SWLi an der Verarbeitung 
nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen 
besteht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über 
das Vertragsende hinaus oder bis Sie der Verarbeitung für Zwe-
cke der Direktwerbung und der Marktforschung widerspre-
chen oder eine hierfür erteilte Einwilligung widerrufen. 
11.9 Sie haben gegenüber der SWLi insbesondere folgende 
Rechte hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten: Rechte auf Auskunft über Ihre gespeicherten personen-
bezogenen Daten (Art. 15 DS-GVO); Recht auf Berichtigung der 
Daten, wenn sie fehlerhaft, veraltet oder sonst wie unrichtig 
sind (Art. 16 DS-GVO); Recht auf Löschung, wenn die Speiche-
rung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt und die 
Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie eine er-
teilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezo-
gener Daten widerrufen haben (Art. 17 DS-GVO); Recht auf Ein-
schränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 
DS-GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-
GVO), Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, 
Sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO), 
Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Wi-
derruf die Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilli-
gung erfolgten Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-
GVO) und Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
(Art. 77 DS-GVO). 
11.10 Im Rahmen des Energielieferverhältnisses muss der 
Kunde diejenigen personenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 11.3) 
bereitstellen, die für den Abschluss und die Durchführung des 
Energielieferverhältnisses und die Erfüllung der damit verbun-
denen vertraglichen Pflichten erforderlich sind. Dazu gehören 
der Natur der Sache nach auch Kontaktdaten von Mitarbeitern 
oder Dritten (z. B. Erfüllungsgehilfen oder Dienstleister), denen 
sich unser Kunde einvernehmlich mit diesen bedient. Ohne die 
erforderlichen Daten sowie gegenseitige persönliche Kommu-
nikation mit den zuständigen Mitarbeitern – bzw. falls unser 
Kunde es wünscht, weiteren Dritten – kann das Energielie-
ferverhältnis gegebenenfalls nicht abgeschlossen bzw. erfüllt 
werden. 
11.11 Zum Abschluss und zur Erfüllung des Vertrages findet 
keine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Pro-
filing statt. 
11.12. Gilt nicht für Verbraucher: Die Vertragsparteien 
verpflichten sich, die dem jeweils anderen Vertragspartner 
nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden Informati-
onspflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitern, Erfüllungs-
gehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu erfüllen, 
wenn im Rahmen der Vertragserfüllung, zur Durchführung vor-
vertraglicher Maßnahmen, zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung oder zur Wahrung berechtigter Interessen perso-
nenbezogene Daten betroffener Personen von einem Vertrags-
partner an den jeweils anderen Vertragspartner weitergeben 
werden und/oder betroffene Personen auf Veranlassung des 
einen Vertragspartners den jeweils anderen Vertragspartner 
kontaktieren. Hierfür verwendet der Vertragspartner, der die 

personenbezogenen Daten weitergibt bzw. auf dessen Veran-
lassung die Kontaktaufnahme erfolgt, die ihm vom anderen 
Vertragspartner zur Verfügung gestellten Informationen. Die 
Informationen der SWLi zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten betroffener Personen finden sich in den vorangegange-
nen Ziffern 11.1 bis 11.11. sowie im nachfolgenden Wider-
spruchsrecht. Es obliegt ausschließlich dem zur Information 
verpflichteten Vertragspartner, dem anderen Vertragspartner 
den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen entspre-
chende Informationen zur Verfügung zu stellen und diese bei 
Bedarf auch während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren. 
 

Widerspruchsrecht 
 
Sie können jederzeit der Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der 
Marktforschung gegenüber der SWLi ohne Angabe von Grün-
den widersprechen. Die SWLi wird die personenbezogenen 
Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die 
Zwecke der Direktwerbung und/oder Marktforschung verar-
beiten und die Daten löschen, wenn eine Verarbeitung nicht 
zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertra-
ges) erforderlich ist. 
 
Auch anderen Verarbeitungen, die die SWLi auf die Wahrneh-
mung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse i. S. d. Art. 
6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO liegt, oder auf ein berechtigtes Inte-
resse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützt, können Sie ge-
genüber der SWLi aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit unter Angabe dieser Gründe wi-
dersprechen. Die SWLi wird die personenbezogenen Daten im 
Falle eines begründeten Widerspruchs grundsätzlich nicht 
mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten 
löschen, es sei denn, die SWLi kann zwingende Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und 
Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen. 
 
Der Widerspruch ist zu richten an: Stadtwerke Lindau (B) 
GmbH & Co. KG, Auenstraße 12, 88131 Lindau (B), Fax: +49 
(0)8382 704-5263, kundenservice@sw-lindau.de. 
 
12. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lie-
ferantenwechsel 

12.1 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und  
-entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich. 
12.2 Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. 
Nach dem Wechsel ist die SWLi verpflichtet, dem neuen Liefe-
ranten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichba-
ren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit die SWLi aus Grün-
den, die sie nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermit-
teln kann, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben. 

13. Streitbeilegungsverfahren 

13.1 Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetrei-
ber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von 
Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher), insbeson-
dere zum Vertragsabschluss und zur Qualität von Leistungen 
des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den An-
schluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie  
oder die Messung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 
111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang 
beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwer-
den sind zu richten an: Stadtwerke Lindau GmbH & Co. KG, 
Auenstraße 12 in 88131 Lindau (B), Telefon +49 (0) 83 
82.704.704, E-Mail: kundenservice@sw-lindau.de.  
13.2 Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle 
Energie e. V. (Schlichtungsstelle) nach § 111b EnWG zur Durch-
führung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das 
Unternehmen der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbei-
tungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der Beschwerde 
nicht abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Un-
ternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlich-
tungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde 
bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung 
gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die 
Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem 
EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.  
13.3 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: 
Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Ber-
lin, Telefon: 030/27 57 240–0, Telefax: 030/27 57 240–69,  

E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de. 
13.4 Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Ver-
braucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind er-
hältlich über den Verbraucherservice Energie, Bundesnetza-
gentur, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22 480–500 
oder 0180 5/10 1000, Telefax: 030/22 480–323, E-Mail: ver-
braucherservice-energie@bnetza.de. 
13.5 Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-
Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen 
Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Ver-
braucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder On-
line-Dienstleistungsvertrag sowie Informationen über die Ver-
fahren an den Verbraucherschlichtungsstellen der Europäi-
schen Union zu erhalten. Die OS-Plattform kann unter folgen-
dem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consum-
ers/odr/. 

14. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleis-
tungsgesetz 
 
Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung 
durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizi-
enz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von 
Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen 
aufgeführt sind. Weiterführende Informationen zu der so ge-
nannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhalten sie 
unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der 
Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz 
umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie 
unter www.energieeffizienz-online.info. 
 
15. Kostenpauschalen 
 
Kosten bei Zahlungsverzug (Ziffer 4.2)  

- Mahnkosten pro Mahnschreiben 4,00 €* 
- Bearbeitungsentgelt für Rücklastschriften 

aus dem Zahlungsverkehr: Für jede nicht  
eingelöste Lastschrift werden verrechnet: 15,00 €* 

 
Unterbrechung und Wiederaufnahme der Versorgung 
(Ziffer 8.3) 

- Unterbrechung der Anschlussnutzung  50,00 €* 
- Wiederaufnahme der Anschlussnutzung 

-  während der üblichen Geschäftszeit 
    des Netzbetreibers  59,50 €** 

 - außerhalb der üblichen Geschäftszeit 
   des Netzbetreibers 112,46 €** 

 
Kosten für Abrechnungsdienstleistungen 

- Erstellung von Zwischenabrechnungen auf  
Kundewunsch inkl. Versand pro Rechnung  11,90 €** 

- Erstellung von Zwischenablesung auf  
Kundenwunsch pro Ablesung  5,95 €** 

 
Sonstige Kosten 

- Sperrauftragsgebühr  20,00 €* 
- Barinkasso vor Ort  20,00 €** 
- Kosten für erfolglose Anfahrt  20,00 €* 
- Bareinzahlung Kasse/Kundenservice  10,00 €* 
- Adressrecherche  20,00 €* 
- Kostenaufstellung/Saldenbestätigung  10,00 €* 

 
Umsatzsteuer: 
Die mit * gekennzeichneten Beträge unterliegen nicht der 
Umsatzsteuer. 
** inkl. der gesetzlich gültigen Umsatzsteuer (derzeit: 19 %) 
 
16. Gerichtsstand 
 
Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetz-
buchs, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffent-
lich-rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich Lindau. Das 
gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand 
im Inland hat. Diese Regelung gilt nur für Gewerbekunden. 
 
17. Schlussbestimmungen 
 
17.1 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Neben-
abreden bestehen nicht. 
17.2 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam 
oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag 
im Übrigen davon unberührt. 


